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Kreises Döbeln haben wir dafür Stützpunkte gebildet, die 
die Betriebe und Einrichtungen des jeweiligen Territoriums 
umfassen. Ohne den Betrieben die eigene Verantwortung für 
die Anleitung der Konfliktkommissionen abzunehmen, errei­
chen wir damit, daß die Konfliktkommissionen im Kreis ein­
heitlich angeleitet werden. Ausgangspunkt ist jeweils eine 
monatliche Auftaktschulung in der Kreisstadt, an der alle 
Schulungsleiter teilnehmen. Es hat sich bewährt, daß die 
Schulungsleiter — der Arbeitsrichter des Kreisgerichts und 
der Staatsanwalt sowie Lektoren des Kreisvorstandes (Vor­
sitzende der IG/Gewerkschaften) — die Schulung immer an 
demselben „festen“ Stützpunkt durchführen. Durch die lang­
jährigen Kontakte hat sich so ein besonderes Vertrauensver­
hältnis herausgebildet. Im Rahmen der gezielten Anleitung 
und Auswertung von Arbeitsergebnissen sind wir jetzt auch 
dazu übergegangen, die Schulungen durdi Vertreter der Ju­
stizorgane gelegentlich auch in einem anderen Stützpunkt 
durchführen zu lassen.

2. Der Staatsanwalt gibt dem FDGB-Kreisvorstand zwei­
mal im Jahr eine Einschätzung, in der die statistischen Anga­
ben zu Schwerpunkten in der Beratungs- und Entscheidungs­
tätigkeit der Konfliktkommissionen inhaltlich erläutert wer­
den. Mit einer Aufschlüsselung der Anzahl der Beschlüsse 
auf die Betriebe, der Hervorhebung positiver und negativer 
Beispiele sowie einer Wertung der Einspruchstätigkeit und 
entsprechenden Schlußfolgerungen werden wertvolle Impulse 
für die Verbesserung der gemeinsamen Arbeit gegeben.

Die halbjährliche Einsdiätzung hat den Vorteil, daß posi­
tive Beispiele schnell verallgemeinert werden können. Kritik­
würdiges in der Arbeit kann umgehend ausgewertet und 
einer Wiederholung vorgebeugt werden.

3. Wenn der Staatsanwalt an eine Konfliktkommission 
einen schriftlichen kameradschaftlichen Hinweis richtet, in 
dem er auf Probleme aufmerksam macht, die ausgewertet 
werden müssen, erhält der Vorsitzende der Rechtskommis­
sion des FDGB-Kreisvorstandes einen Durchschlag. Der 
FDGB-Kreisvorstand und seine Rechtskommission gewähr­
leisten, daß unter Einbeziehung der Sekretariate der Vor­
stände der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften sol­
che Hinweise schnell ausgewertet werden und die Betriebs­
gewerkschaftsleitungen und Konfliktkommissionen" entspre­
chend angeleitet werden. Wenn bestimmte Probleme häufiger 
Vorkommen, gibt der Staatsanwalt zusätzlich eine zusam­
menfassende Information, die, soweit erforderlich, zur ge­
meinsamen Aussprache mit der BGL und den Konfliktkom­
missionsmitgliedern führt. Kleinere Mängel werden vom 
Staatsanwalt in persönlichen Gesprächen oder durch telefoni­
sche Hinweise an die Konfliktkommissionsvorsitzenden ge­
klärt; sie werden jedoch in der halbjährlichen Einschätzung 
nochmals zusammengefaßt, um ggf. das Auftreten von 
Schwerpunkten rechtzeitig zu erkennen.

4. Ein enges Zusammenwirken wird auch durch die Mit­
arbeit des Kreisstaatsanwalts in der Rechtskommission des 
FDGB-Kreisvorstandes gewährleistet. Die Rechtskommission 
nimmt regelmäßig zur Tätigkeit der Konfliktkommissionen 
Stellung. Die dem Kreisvorstand vom Staatsanwalt übermit­
telten Informationen werden am monatlich stattfindenden 
„Tag des BGL-Vorsitzenden“ gründlich ausgewertet. Dar­
über hinaus nimmt der Staatsanwalt zweimal jährlich die 
Möglichkeit wahr, seine Einschätzung vor den Gewerkschafts­
funktionären des Kreises auszuwerten und die Schwerpunkte 
und notwendigen Schlußfolgerungen für die weitere Arbeit 
zu erläutern. Im Rahmen der gewerkschaftlichen Arbeit wer-, 
den auch Beratungen zu besonderen Fragen jin den Betrieben 
und Einrichtungen durchgeführt.

Besondere Aufmerksamkeit gilt dem gemeinsamen Wir­
ken im strukturbestimmenden Betrieb des Kreises, dem VEB 
Döbelner Beschläge und Metallwerk. Zwischen diesem Be­
trieb und den Justiz- und Sicherheitsorganen des Kreises be­
steht eine besonders enge Verbindung.

5. Um die gewerkschaftliche Mitwirkung an arbeitsrecht­
lichen Verfahren (§ 301 AGB, § 5 ZPO) rechtzeitig und gründ­
lich vorbereiten zu können, erhält der FDGB-Kreisvorstand 
von jedem Einspruch des Staatsanwalts gegen einen Kon­
fliktkommissionsbeschluß einen Durchschlag. So kann in der 
Prozeßvertretergruppe schnell darüber beraten werden, wer 
an diesem Verfahren teilnimmt und sich auf der Grundlage 
des staatsanwaltschaftlichen Einspruchs auf den Prozeß vor­
bereitet. Gleichzeitig wird dieser Kollege beauftragt, die Pro­
zeßvertretung oder Mitwirkung zu übernehmen.

6. Der Kreisvorstand des FDGB erhält von Maßnahmen 
im Rahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht des 
Staatsanwalts (§ 31 StAG) Durchschläge und Informationen 
über deren Ergebnisse, sofern die aufgetretenen Probleme

(insbesondere im Zusammenhang mit der Anwendung des 
Arbeitsrechts) auch einer gezielten gewerkschaftlichen Ein­
flußnahme bedürfen bzw. eine solche möglich ist.-Der Staats­
anwalt nutzt außerdem die vielfältigen Möglichkeiten im 
Rahmen der gewerkschaftlichen Rechtskonferenzen, um seine 
Erfahrungen und Schlußfolgerungen darzulegen.
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Rechtsfolgen der Verletzung von Pflichten 
aus der vertraglichen Mietermitwirkung
Das Anliegen von L M a r t i n  / 1 .  W a g n e r ,  die Einbettung 
der Regelung kollektiver Mitwirkungsorgane (§§ 9, 114 ft, 
135, 163 Abs. 2 ZGB) in die Gesamtheit der zivilrechtlichen 
Regelung unter bestimmten Aspekten zu beleuchten1, ist sehr 
zu begrüßen. Die Aufnahme von Bestimmungen über die Tä­
tigkeit kollektiver Mitwirkungsorgane in das ZGB geht von 
der theoretischen Position aus, die Entwicklung der soziali­
stischen Demokratie und die Gestaltung der Versorgung nicht 
beziehungslos gegenüberzustellen, sondern ihre untrennbare 
Verflechtung zu berücksichtigen. Die Befriedigung der Be­
dürfnisse der Bürger und die Erhöhung ihres Lebensniveaus 
dienen der Entwicklung der Persönlichkeit entsprechend den 
Maßstäben der sozialistischen Lebensweise. Das schließt eine 
disziplinierte Erfüllung der Arbeitspflichten ebenso ein wie 
eine bewußte Teilnahme an der Machtausübung. Zugleich 
kann durch die demokratische Mitwirkung der Bürger der 
Prozeß ihrer immer besseren Versorgung wesentlich geför­
dert werden.

Diese tatsächlichen und rechtlichen Zusammenhänge ma­
chen es notwendig, im Detail zu zeigen, wie z. B. hinsichtlich 
der Begründung der Pflichten, der Rechts Wirkungen des 
Handelns der Mitglieder kollektiver Mitwirkungsorgane oder 
der Rechtsfolgen der Verletzung von Pflichten die Anwendung 
der spezifischen Bestimmungen für die Tätigkeit der Mitwir­
kungsorgane im Zusammenhang mit den Allgemeinen Be­
stimmungen über Verträge (§§ 43 bis 93 ZGB) und den Rege­
lungen zum Schutz vor Schadenszufügung (§§ 323 ff. ZGB) 
zu Ergebnissen führt, die dem Charakter des Wirksamwer­
dens der Bürger in diesen Beziehungen entsprechen.

Durch die Unterscheidung zwischen moralischen und ju­
ristischen Pflichten führen I. Martin/I. Wagner ein wesent­
liches Moment in die Diskussion ein, das geeignet erscheint, 
in den Mitwirkungsbeziehungen zwei möglichen Gefahren 
entgegen zu wirken:
— durch eine allein rechtliche Betrachtung dem gesellschaft­

lichen Charakter der Initiativen der Bürger nicht gerecht 
zu werden oder

— durch eine ausschließlich moralische Bewertung der 
Pflichten die Möglichkeiten des sozialistischen Rechts zur 
Förderung gesellschaftsgemäßen Verhaltens zu verschen­
ken.
Hinsichtlich der Anwendung der spezifischen Regelung 

der zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit in den 
Beziehungen der kollektiven Mitwirkung (§ 117 Abs. 2 ZGB)2 
muß ich jedoch den praktischen Schlußfolgerungen wider­
sprechen, die I. Martin/I. Wagner aus ihrem richtigen theore­
tischen Ausgangspunkt ziehen. Das folgende Beispiel soll die 
Problematik verdeutlichen:

Zu den von Mietergemeinschaften übernommenen typi­
schen Pflichten gehört auch die Pflicht, in den Wintermona­
ten für die Schneebeseitigung bzw. für das Streuen auf den 
Gehwegen zu sorgen. Diese zunächst allgemein übernommene 
Verpflichtung wird in der Regel so konkretisiert, daß für be­
stimmte Tage bzw. bestimmte Zeiträume festgelegt wird, wel­
cher Mieter die Arbeiten auszuführen hat. Damit steht jeder­
zeit fest, welchem Mieter die Erfüllung dieser Pflicht obliegt.

Offenbar gehen auch I. Martin/ I. Wagner davon aus, daß 
§ 117 Abs. 2 ZGB u. U. dann zur Anwendung kommen kann.

1 Vgl. I. Martin/I. Wagner, „Zum Charakter der vertraglichen Mieter­
mitwirkung“, NJ 1985, Heft 1, S. 23 ff.

2 Es kann in diesem Beitrag nicht näher darauf eingegangen werden, 
daß die §§ 114 ff. ZGB nicht nur das Rechtsinstitut der sozialisti­
schen Mietermitwirkung regeln, sondern als die umfassendste Re­
gelung der Mitwirkung der Bürger in zivilrechtlich geregelten Ver­
sorgungsbeziehungen insbesondere auch auf die Regelung der 
Tätigkeit kollektiver Mitwirkungsorgane in sozialistischen Einzel­
handels- und Dienstleistungsbetrieben ausstrahlen. So müssen z. B. 
auch in diesen Mitwirkungsbeziehungen Sachverhalte der mate­
riellen Verantwortlichkeit nach § 117 Abs. 2 ZGB beurteilt werden.


